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Verfassungsmäßig garantierte 
Militärherrsehaft
20 Jahre nachdem die Verfassung von 1974 außer Kraft gesetzt wurde, 
haben die Menschen in Burma über ein neues Grundgesetz abgestimmt.

Ulrike Bey

Die Regierung verkündete eine Zu

stimmung von über 92 Prozent bei 

einer Wahlbeteiligung von 99 Pro

zent, in der Staatspresse wurde in 

einem Kommentar sogleich das 

Wahlergebnis von 1990 für nichtig 

erklärt. Damals hatte die oppositio

nelle Nationale Liga für Demokratie 

(NLD) 80 Prozent der Parlaments

sitze (392 von 485) errungen. An

statt die Regierungsgeschäfte und 

die Ausarbeitung einer neuen Ver

fassung den gewählten Parteien zu 

überlassen wie im Vorfeld der Wah

len angekündigt, wurde das Ergeb

nis nie anerkannt. Die Grundlagen 

zur jetzigen Verfassung waren über 

14 Jahre mit vielen Unterbrechun

gen von einem größtenteils hand

verlesenen Gremium erarbeitet 

worden. Die NLD zog sich aus dem 

Prozess schließlich ganz zurück.

Die neue Verfassung garantiert 

dem Militär weiterhin eine heraus

gehobene Stellung. Die Armee 

bleibt eigenständig, der oberste 

Armeechef ernennt die Minister für 

Verteidigung, Inneres und Sicher

heit sowie für Grenzregionen. 25 

Prozent der Sitze in beiden Kam

mern des Parlaments sind für das 

Militär reserviert, auf Teilstaats- 

bzw. Regionalebene sind es 33 Pro

zent. Der Präsident als Staatsober

haupt mit voller exekutiver Gewalt 

wird von einem Wahlgremium, be

stehend aus Mitgliedern beider 

Kammern und Vertretern des Mili

tärs, gewählt. Diese Regelung redu

ziert den Einfluss, den die gewähl

ten Parteien auf die Wahl des 

Staatschefs haben.

Die Autorin arbeitet für die Bur

ma-Initiative des Asienhauses.

Viele Oppositionelle, allen voran 

die Generalsekretärin der NLD, 

Aung San Suu Kyi, werden keine 

politischen Ämter bekleiden kön

nen. Für das Präsidentenamt muss 

der Kandidat auch militärische Er

fahrungen mitbringen und Ehe

partner oder die Kinder dürfen 

nicht Ausländer sein - Aung San 

Suu Kyi war mit einem Briten ver

heiratet. Präsidentschaftskandidaten 

müssen in den vergangenen 20 

Jahren im Land gelebt haben, Par

lamentsanwärter und Minister zehn 

Jahre. Ebenso dürfen sie nicht in

haftiert oder vorbestraft sein. Ange

sichts der großen Anzahl politischer 

Gefangener ist das ein Ausschluss

kriterium für viele politisch aktive 

Dissidenten.

Unnötig zu erwähnen, dass 

grundlegende Menschenrechte per 

Grundgesetz nicht garantiert wer

den. Die Passagen überVersamm- 

lungs- und Meinungsfreiheit ent

halten die Einschränkung, dass sie 

Ruhe, Stabilität und Ordnung des 

Staates nicht gefährden dürften. 

Gerade diese Auslegung war bisher 

Grundlage für unzählige willkürli

che Verhaftungen und Urteile.

Ethnische Minderheiten

Für die burmesische Gesellschaft mit 

weit über 100 ethnisch nicht-bur

mesischen Gruppen, die etwa 40 % 

der Bevölkerung ausmachen, ist 

wesentlich, wie ihr Verhältnis zur 

Zentralregierung verfassungsmäßig 

geregelt ist. Die in der verfassungs

gebenden Versammlung repräsen

tierten Waffenstillstandsgruppen 

hatten Vorschläge über Autonomie

regelungen, föderale Strukturen 

und besondere Rechte hinsichtlich 

der Ausübung der eigenen Kultur
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und Sprache eingebracht sowie die 

Aufnahme eines eigenen Abschnitts 

in die Union Legisiatitive List gefor

dert, die die Verantwortungsberei

che des Parlaments beschreibt.

Obwohl Regelungen zur Reprä

sentanz auf Teilstaat- bzw. Regio

nalebene entsprechend des Bevöl

kerungsanteils existieren, blieben 

die Forderungen weitestgehend 

unberücksichtigt. Es gibt selbst ver

waltete Zonen und bestimmte Au

tonomierechte, aber ein föderales 

System kommt für den Einheitsstaat 

nicht in Betracht.

Die Waffenstillstandsgruppen 

und ethnischen Minderheiten sind 

nun aufgefordert, ihre Parteien für 

die Wahlen von 2010 zu registrie

ren. Voraussetzung ist das Abgeben 

der Waffen. Die meisten von ihnen 

sind bisher unentschieden überei

ne Teilnahme an den Wahlen. Sie 

sind im Dilemma: Bei einem Boy

kott riskieren sie eine Marginalisie- 

rung, beteiligen sie sich an den Wah

len, akzeptieren sie den vom Militär

regime vorgegebenen Prozess. Die 

Opposition - die NLD, 88er Stu

dentengeneration, demokratische 

Kräfte im Exil, lehnen diese Verfas

sung und die Wahlen von 2010 ab. 

Sie vertrauen nicht auf ein Verspre

chen nach »freien Mehrparteien

wahlen« und akzeptieren keinen 

Prozess, der durchweg vom Militär 

vorgegeben und manipuliert ist.

Einige Stimmen vertreten die 

Position, selbst eine solche Verfas

sung sei besser als gar keine. Doch 

lässt die neue Verfassung kaum 

Spielraum für eine weitere Öffnung 

oder mehr Freiheitsrechte. Vielmehr 

festigt sie ein militärisch dominier

tes autokratisches System mit zivi

lem Anstrich. Ein Weg aus der poli

tischen Sackgasse ist das sicherlich 

nicht.
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